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Umzug der BLVN-Geschäftsstelle 

Seit dem 30. November 2022 erreichen Sie die Geschäftsstelle des BLVN wie gewohnt über das Internet 
(www.blv-nds.de) und telefonisch (0511-324073).  
Die neue Postanschrift lautet seit dem Zeitpunkt 30625 Hannover, Kantplatz 3. Wenn Sie weitere 
Informationen benötigen, dann wenden Sie sich bitte vertrauensvoll an Frau Rita Thum. 
 
 

NOTFALLREGISTER.EU 
Für den Fall großflächiger Stromausfälle soll künftig ein Notfallregister den sofortigen Überblick über 
Beatmungspatienten und Hilfsbedürftige möglich machen. Behörden und Organisationen mit 
Sicherheitsaufgaben wüssten derzeit nicht, wo sich Menschen mit schwersten gesundheitlichen 
Einschränkungen wie beispielsweise an einem Heimbeatmungs- oder Heimdialyseplatz befänden. Obwohl 
sich immer mehr Organisationen und Behörden auf eine mögliche Gas- und Strommangellage oder im 
schlimmsten Fall auch einen Blackout vorbereiten, gebe es für die dann ganz kurzfristig Hilfsbedürftigen 
keine zentrale Erfassung. Das Projekt NOTFALLREGISTER.EU soll die kritische Lücke schließen. Es wird 
auch aus Österreich und der Schweiz unterstützt und bietet das Register auch dort an, um Einsatzkräften im 
Notfall einen Zugang zu den Daten zu ermöglichen. Ziel ist es, für den Katastrophen- und Zivilschutz sowie 
Feuerwehr und Rettungsdienst eine wertvolle Informationsbasis zu schaffen, um zukünftig 
Einsatzmaßnahmen für betroffene Menschen wesentlich besser ausrichten zu können. Der örtlich 
zuständigen Leitstelle von Feuerwehren und Rettungsdiensten werde über einen gesicherten Zugang 
angezeigt, wo Personen mit gesundheitlichen Einschränkungen wohnen. Der Datenauszug ist in drei 
Dringlichkeitsstufen aufgeteilt, wobei Menschen mit Heimbeatmung oder Heimdialyse die höchste Priorität 
haben. Hilfsbedürftige oder deren Pfleger haben die Möglichkeit sich unter www.notfallregister.eu 
registrieren zu lassen.  
Zwei Möglichkeiten der Registrierung nach dem Aufruf der Startseite bestehen: Registrierung einer 
Einzelperson oder Registrierung einer Einrichtung. 
Quellen: BBK (Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe), notfallregister.eu 
 

PKV-Serviceportal für Patientinnen und Patienten 
Die Fragen, ob die vorliegende Arztrechnung korrekt ist, was kostet ein Zweibettzimmer in anderen Kliniken 
oder welches Medikament ist günstiger, werden beantwortet. Außerdem stehen Informationen und 
Hintergrundwissen zur Privaten Kranken- und Pflegeversicherung sowie Serviceartikel rund um die 
Gesundheit aller Patientinnen und Patienten, egal wie versichert, zur Verfügung. Auch gesetzlich Versicherte 
finden hier passende Informationen. Es werden Einblicke in die Rahmenbedingungen und Besonderheiten 
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der privaten Krankenversicherung gegeben. Über einzelne Tarifangebote sowie Vergleiche zwischen diesen 
wird nicht informiert. Ausführliche Auskünfte sind über die Quelle abzurufen. 
Quelle: www.privat-patienten.de 
 

Vormundschaften für Kinder – Ehrenamtliche gesucht 
Wenn Eltern sterben oder ihrer elterlichen Sorge nicht mehr nachkommen können oder dürfen, brauchen die 
betroffenen Kinder und Jugendlichen einen Vormund. Das ist eine Person, die sich für die Rechte und 
Interessen des Kindes einsetzt und ein Ansprechpartner bei Sorgen und Problemen ist. Diese 
Vormundschaft wird durch das jeweils zuständige Amtsgericht beschlossen. Bisher hat das Jugendamt der 
Region Hannover in der Regel die Vormundschaft der Minderjährigen übernommen. Aktuell ist dies bei 280 
Kindern und Jugendlichen der Fall. Ab 1. Januar 2023 tritt bundesweit die Reform des Vormundschaftsrechts 
in Kraft, die unter anderem den Schwerpunkt auf die ehrenamtliche Einzelvormundschaft setzt.  
Das heißt: Künftig hat die ehrenamtliche Einzelvormundschaft Vorrang bei der Auswahl der am besten 
geeigneten Vormundschaftsform. Das Jugendamt der Region hat dann die Aufgabe, dem Gericht geeignete 
Personen vorzuschlagen, die für eine ehrenamtliche Vormundschaft in Frage kommen. Die Region 
Hannover sucht daher dringend nach verantwortungsvollen Menschen, die bereit sind, sich für das Ehrenamt 
ausbilden zu lassen. 
Dazu startet Hannover eine Info-Reihe, die alle Interessierten einlädt, sich über die Rechte und Pflichten der 
Einzelvormundschaft unverbindlich zu informieren. Grundsätzliche Voraussetzungen sind unter anderem die 
Bereitschaft für ein verantwortungsvolles und kontinuierliches Engagement sowie sich für die Rechte und 
Interessen des Mündels einzusetzen, auch in der Zusammenarbeit mit Behörden und Verwaltungen. Zudem 
sollte die Person ausreichend Zeit für den persönlichen Kontakt (mindestens einmal im Monat) haben. 
Ehrenamtliche Einzelvormünder*innen entscheiden zum Beispiel über kindgerechte Unterbringung, 
medizinische Behandlungen sowie schulische Angelegenheiten. 
Weitere Informationen gibt Günter Hoffmann vom Team Beistandschaften, Vormundschaften, Pflegschaften 
der Region Hannover unter Telefon 0511-61621469 oder per E-Mail: guenter.hoffmann@region-
hannover.de.  
Quelle: FreiwilligenServer, Website Regio Hannover 
 

Keine höhere Erwerbsminderungsrente für Bestandsrentner 
Urteil: 
Bundessozialgericht, Pressemitteilung 42/2022 v. 11. Nov. 2022 (Az. B 5 R 29/21 R und B 5 R 31/12 R) 
Rentner, deren Erwerbsminderungsrente bereits vor dem 1. Januar 2019 begann, haben keinen Anspruch 
auf eine Neuberechnung ihrer Rente nach den inzwischen geltenden, deutlich günstigeren Regelungen. Sie 
können nicht verlangen, dass bei ihrer Rente Zurechnungszeiten in demselben Umfang berücksichtigt 
werden, wie das bei den ab 2018 und vor allem bei den ab 2019 neu bewilligten Renten geschieht. Das hat 
der 5. Senat des Bundessozialgerichts am 10. November 2022 entschieden. 
Zum Hintergrund der Entscheidung: siehe Aktenzeichen. 
Quelle: Bundessozialgericht Pressestelle 

 
Belastung von Arznei bis Zahnersatz verringern 

(gekürzt und zusammengefasst) Desinfektionsmittel, Schnelltests und FFP2-Masken waren und sind begehrt, 
einen Steuervorteil bringen diese Kosten leider nicht. Die Zahnspange für das Kind, die neue Gleitsichtbrille 
oder der Pflegedienst für die Großeltern können sich dagegen steuerlich auszahlen denn: Das Finanzamt 
akzeptiert sämtliche Gesundheits- und Pflegekosten, für die es keine Erstattung von den Kranken- und 
Pflegekassen gab.  
   Selbst getragene Ausgaben für die Gesundheit rechnen Patientinnen und Patienten als außergewöhnliche 
Belastung beim Finanzamt ab. Anerkannt werden unter anderem Zuzahlungen zu rezeptpflichtigen 
Medikamenten, Klinikaufenthalten sowie zum Zahnersatz wie Kronen und Implantaten. Wer einen Teil der 
Ausgaben für Brille, Hörgerät oder Rollstuhl gezahlt hat, gibt diese Posten ebenfalls mit an. Es genügt, die 
Verordnung des Arztes für Rückfragen des Finanzamts aufzubewahren. Kosten für eine Psychotherapie, Kur 
und Rehamaßnahme zählen mit, sofern diese medizinisch notwendig sind und der Genesungsprozess unter 
ärztlicher Kontrolle steht. Das weisen Betroffene mit einem Attest vom Amtsarzt oder einer Bescheinigung 
vom Medizinischen Dienst der Krankenkassen (MDK) nach. 
    Es lohnt sich, alle Gesundheits- und Pflegekosten zu bündeln und alle planbaren und teuren 
Behandlungen und Arzttermine in ein Jahr zu schieben. Diese Posten bringen nicht ab dem ersten Euro 
einen Steuervorteil, sondern erst, wenn sie eine bestimmte Grenze überschreiten, die zumutbare Belastung. 
Ab wann die finanzielle Belastung nicht mehr zumutbar, sondern außergewöhnlich hoch ist, ermittelt das 
Finanzamt individuell für jeden Steuerpflichtigen anhand der Einkünfte und familiären Situation. 
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    Steuerpflichtige, denen ein Pflegegrad zugewiesen wurde, rechnen beim Finanzamt die Kosten ab, die sie 
selbst für die Pflege übernommen haben. Als Nachweis der Ausgaben dienen die Rechnungen des 
Pflegedienstes und die Bescheinigung über den Pflegegrad. Wurde jedoch aus einer privaten 
Zusatzversicherung ein Teil erstattet, ist das gegenüber dem Finanzamt anzugeben. Ausgaben für einen 
Aufenthalt in einem Heim erkennt das Finanzamt an, wenn er durch Pflegebedürftigkeit, Behinderung oder 
Krankheit veranlasst ist. Kosten einer krankheitsbedingten Unterkunft in einem Pflegeheim zählen auch ohne 
festgestellten Pflegegrad. 
    Wer einen Menschen mit Pflegegrad 2 oder höher versorgt, kann den neuen Pflegepauschbetrag 
beantragen. Je nach Pflegegrad schlagen zwischen 600 und 1.800 Euro zu Buche. Der Pflegepauschbetrag 
steht auch Steuerzahlenden zu, die nur kurzfristig oder an Wochenenden pflegen. Versorgen Pflegende 
mehrere Personen, etwa beide Elternteile, erhalten sie die Pauschale mehrfach. Teilen sie sich die Aufgabe 
mit jemandem, müssen sie sich auch den Freibetrag teilen, selbst wenn der andere Pflegende den Bonus 
nicht beantragt. Pflegende dürfen für ihr Engagement außerdem keine Vergütung erhalten. Überweist eine 
Pflegeversicherung Geld, erzielen Pflegende nur dann keine Einnahmen, wenn sie den Betrag voll für die zu 
pflegende Person verwenden, etwa um damit einen ambulanten Pflegedienst zu bezahlen, der zeitweilig 
unterstützt. Gleiches gilt, wenn die pflegebedürftige Person ihr Pflegegeld weiterreicht. Haben Eltern ein Kind 
mit einer Behinderung, erhalten sie Pflegegeld und bekommen den Pflegepauschbetrag, egal wofür sie das 
Geld ausgeben. 
    Menschen mit einer Behinderung haben die Wahl: Sie rechnen ihre Gesundheitskosten einzeln ab oder 
beantragen den Behindertenpauschbetrag. Dessen Höhe richtet sich nach dem Grad der Behinderung. Mit 
der Steuerklärung 2021 sind damit deutlich höhere Ersparnisse als noch 2020 möglich. 
Quellen: Finanzamt, Stiftung Warentest 
 

Düsseldorfer Tabelle 2023 
Das OLG Düsseldorf veröffentlichte die aktuelle Düsseldorfer Tabelle unter   
www.olg-duesseldorf.nrw.de/infos/Duesseldorfer_Tabelle/index.php. 
Die letzte Mindestunterhaltsverordnung hat den Mindestunterhalt für 2023 festgelegt. Eine Tabelle aus der 
Kurzübersicht weist folgende Werte aus: In der ersten Altersstufe: 437 Euro, in der zweiten Altersstufe: 502 
Euro und in der dritten Altersstufe: 588 Euro (Jeweils ab dem 1. Januar 2023). 
Als Ergänzung haben die Familiensenate des OLG Düsseldorf Leitlinien zur Düsseldorfer Tabelle in einer 
Pressemitteilung vom 05.12.2022 (Nr. 37/2022) herausgegeben. Sie aktualisieren die Fassung vom 
01.01.2022. 
Quelle: Familienrecht.de 
 

Deutsche Rentenversicherung 
(Pressemitteilung v. 10.11.2022, gekürzt) Rentnerinnen und Rentner in Deutschland können in kommenden 
Jahren auf eine positive Finanzlage der Rentenkasse hoffen. Steigende Rentenbezüge sind die Folge. Die 
Deutsche Rentenversicherung Bund teilte am 9. November 2022 mit, dass die Renten im kommenden Jahr 
um 3,5 Prozent in West- und um mehr als 4 Prozent in Ostdeutschland steigen dürften. In Zeiten erheblichen 
Fachkräftemangels dürften hohe Beschäftigtenzahlen und Einkommen auch in den Folgejahren der 
Hauptantrieb des Wachstums bei den Renten sein. In diesem Jahr liegen die Einnahmen der Rentenkasse 
mit voraussichtlich 356,8 Milliarden Euro um 2,1 Milliarden Euro über den Ausgaben. Die positive 
Arbeitsmarkt- und Lohnentwicklung, wobei der massive Einsatz von Kurzarbeit die Jobs in der Corona-Krise 
gesichert hat, sind die Folge der Rekordbeschäftigung, laut Gundula Roßbach, Präsidentin der DRV 
(Deutsche Rentenversicherung Bund). 
Heute kommen Frauen im Westen im Schnitt auf 809 Euro und Männer auf 1218 Euro Rente, im Osten sind 
es 1070 Euro für Frauen und 1141 Euro Rente für Männer monatlich. Bis 2036 könnten die Renten nach 
heutiger Schätzung um insgesamt knapp 43 Prozent steigen. Das Rentenniveau, das die Sicherungskraft 
der Renten im Verhältnis zu den Löhnen angibt, liegt im Moment bei 48,1 Prozent und dürfte bis 2024 
oberhalb von 48 Prozent bleiben. 2026 würde es den aktuellen Schätzungen gemäß aber auf 44,9 Prozent 
sinken. Die vergleichsweisen fetten Rentenjahre sind also noch nicht vorbei, allzu viele sind es wohl nicht 
mehr. Unweigerlich gehen die Babyboomer in Rente, 2023 und 2024 werden mit Raten von 0,4 
beziehungsweise 0,3 Prozent noch leicht steigen und ab 2025 aus demographischen Gründen zurückgehen. 
Der Beitragssatz soll bis 2026 bei 18,6 Prozent stabil bleiben, laut dem noch unveröffentlichten 
Rentenversicherungsbericht 2022 bis 2036 auf 21,3 Prozent steigen. Unsicherheiten der Prognosen sollten 
nicht außer Acht gelassen werden. 
Quelle: Ihre Vorsorge, Deutsche Rentenversicherung 
 


